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Ueber die ſtaatliche Ingerenz auf die Ortsſchulräthe. Von Dr. Hein- 
rich von Mayrhofer-Grünbühel. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Die Beurtheilung der Zureichenheit des Ausweiſes über die erworbene praktiſche 
Befähigung zum Betriebe des Steinmetzgewerbes (als eines Baugewerbes) 
liegt bei dem dermaligen Stande der Geſetzgebung im ſubjectiven Ermeſſen 
der Verleihungsbehörde. 

dem Landesausſchuſſe in Betreff des Aufſichtsrechtes über das Gemeinde- 
vermögen eingeräumte Wirkungskreis erſtreckt ſich auch auf die aus den Con⸗ 
tributiousfonden gebildeten Vorſchußcaſſen als Gemeindeanſtalten und die 
auf Grund der von der Landesbuchhaltung geprüften Liquidirungsoperate 


Der 


erlaſſenen Erſatzerkenntniſſe des Landesausſchuſſes machen wider die geklagten 


Gemeindeorgane vollen Beweis. Zu den 88 438, 1467, 1478, 1489, 1302 
des a. b. G. B. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Ueber die ſtaatliche Ingerenz auf die Vrtsſchulräthe. 
Von Dr. Heinrich von Maurhofer⸗Grunbühel. 


Obzwar es im Intereſſe unſerer Volksſchulen von größter Bedeutung 
wäre, daß die Ortsſchulräthe, welchen zunächſt die Fürſorge für dieſe 
Schulen übertragen iſt, ihren Obliegenheiten ſtets in genauer Ueberein- 
ſtimmung mit den beſtehenden Schulgeſetzen nachkommen, ſo iſt doch nach 
den meiſten unſerer Landesgeſetze über die Schulaufſicht hiefür nicht 
die gehörige Garantie geboten, da dem Staate theils gar keine, theils 
eine zu geringe Ingerenz, beziehungsweiſe Disciplinargewalt gegen 
die Ortsſchulräthe zuſteht. Dies iſt um ſo bedauerlicher, als dieſen, in 
der bezeichneten Richtung autonomen Organen die Beſchlußfaſſung in allen 
ökonomiſch⸗adminiſtrativen Angelegenheiten der Schule zukommt und die 
wichtigſten Maßregeln, wie z. B. die Errichtung von Schulen, die 
Ausführung von Schulhaus-Neu⸗ und Erweiterungsbauten ꝛc. ꝛc., eine 
active Bethätigung der Ortsſchulräthe nothwendiger Weiſe vorausſetzen, 
ohne daß dieſe Functionen diesfalls mit vollſtändiger Umgehung der 
letzteren eventuell von der Staatsgewalt erſetzt werden könnten. 

Schon bei der Geneſis der Verhandlungen über die thatſächliche 
Errichtung einer von der Landesſchulbehörde ſyſtemiſirten Schule kann 
man ſtaatlicherſeits in der Weiſe Schwierigkeiten begegnen, daß die 
eingeſchulten Gemeinden ſich weigern, ihre Vertreter für den Ortsſchul⸗ 
rath zu wählen und hiedurch die Conſtituirung desſelben vereiteln. Ein 
derartiges Verhalten der Gemeinden iſt aus dem Grunde im Intereſſe 
der Schule höchſt mißlich, weil nach den beſtehenden Geſetzen eben nur 
der Ortsſchulrath zur Einleitung der auf die Activirung einer Schule 
abzielenden Vorkehrungen berufen iſt. Das äußerſte Mittel, welches 
in ſolchen Fallen der Renitenz angewendet werden kann, beſteht in der 
Auflöſung der Gemeindevertretungen. Allein vor einer derartig eiu— 
ſchueidenden Gewaltmaßregel ſcheut die Verwaltung doch häufig zurück, 


u. z. um ſo eher, als keine Garantie dafür geboten iſt, daß ſich nach 
eventueller Auflöſung der beſtehenden, eine neu gewählte Gemeinde— 
vertretung in dieſer Beziehung ſchulfreundlicher erweiſe Auf dieſe Art 
iſt die Errichtung ſchon ſo mancher ſyſtemiſirten Schule an dem Wider— 
ſtande der eingeſchulten Gemeinden mit Bezug auf die Wahl des Orts— 
ſchulrathes geſcheitert. 

Allerdings dürfte in ſolchen Fallen anſtatt der Auflöſung der 
Gemeindevertretungen die analoge Anwendung jener geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen der Gemeindeordnungen als ein viel wirkſameres Mittel erſcheinen, 
nach welcher die politiſche Bezirksbehörde in dem Falle, wenn der 
Gemeindeausſchuß die Erfüllung der der Gemeinde obliegenden Verpflich- 
tungen verweigert, berechtigt iſt, auf Koſten und Gefahr derſelben die 
erforderliche Abhilfe zu treffen. Die Anwendung der erwähnten Geſetzes— 
vorſchrift würden wir uns in der Weiſe denken, daß die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft die einzelnen Mitglieder, welche in den Ortsſchulrath einzu— 
treten haben, beſtimmt und ſomit die Conſtitmrung desſelben durch 
behördliche Verfügung ermöglicht wird. 

Weitere Schwierigkeiten — und von dieſen ſei hier insbeſondere 
die Rede ergeben ſich dann, wenn ein Ortsſchulrath die in ſeine 
Competenz fallenden, im Intereſſe der Schule und des Unterrichtes 
unbedingt nothwendigen Beſchlüſſe einfach — nicht faßt, wenn z. B. die 
zur Activirung einer Schule erſorderlichen Vorkehrungen, welche ſich 
zunächſt auf den Bau des Schulhauſes und im Speciellen auf die Bor: 
nahme einer Localcommiſſion, die Verfaſſung eines Bauprojectes u. ſ. w. 
beziehen, durch irgend ein Verſchulden des Ortsſchulrathes nicht getroffen 
werden, fei es, daß der Obmann desſelben überhaupt keine Sitzungen 
einberuft, oder, was häufiger der Fall iſt, daß ſich die Majorität des 
Ortsſchulrathes im Gegenſtande ablehnend oder ganz paſſiv verhält. 

Jun ſolchen und ähnlichen Fällen ſtehen nun dem Bezirksſchulrathe 
nach der überwiegenden Mehrzahl unſerer Schulaufſichtsgeſetze entweder 
gar keine Diseiplinarmittel oder nur die Verhängung von Ordnungsbußen 
zur Verfügung. 

Daß in dieſem Mangel in den Geſetzen erſterer Art eine empfind— 
liche Lücke zu erblicken iſt, bedarf wohl keiner Erörterungen; doch auch 
das erwähnte Zwangsmittel iſt nicht nur höchſt unzureichend, ſondern 
führt ſogar in dem Falle, als dasſelbe in emem Gelege als das 
einzige Disciplinarmittel des Staates normirt iſt und daher vom 
Bezirksſchulrathe zur Vollziehung ſeiner Anordnungen in einer möglichſt 
ausgedehnten Weiſe angewendet wird, zu unlogiſchen Conſequenzen. So 
it es doch entſchieden eine Ungereimtheit, wenn einem Ortsſchulrathe der 
Auſtrag ertheilt wird, in irgend einer Richtung einen Beſchluß zu faſſen und 
ihm gleichzeitig die Verhängung von Ordnungsſtrafen angedroht wird, falls 
derſelbe nicht in der vom Bezirksſchulrathe angedenteten Weiſe ausfällt, denn 
das Recht, zu beſchließen, ſetzt eine Freiheit der Entſchließung 
voraus, welche in einem ſolchen Falle vom Bezirksſchulrathe a priori 
negirt wird. — Da weiters der Obmann eines Ortsſchulrathes für 
die Beſchlüſſe desſelben nicht verantwortlich iſt, hat das k. k. Unter⸗ 


richtsminiſterium wiederholt in ſpeciellen Entſcheidungen erkannt, daß 


in dem Falle, in welchem ein Ortsſchulrathsbeſchluß zur Durchführung 
einer von den Schulbehörden rechtskräftig angeordneten Maßregel nicht 
zu Stande käme, alle contravotirenden Mitglieder des Ortsſchulrathes 
zu beſtrafen ſeien. Ein derartiger Nothbehelf erſcheint aber zu mindeſtens 
unbillig, da man auf dieſe Art einer Perſon einerſeits ein Stimm: 
recht zuerkennt und ſie andererſeits beſtraft, wenn dasſelbe nicht in 
einem beſtimmten Sinne ausgeübt wird. Es iſt doch ganz folgerichtig, 
wenn ſich ein Ortsſchulrathsmitglied, welches z. B. den rechtskräftig 
angeordneten Neubau eines Schulhauſes nicht für nothwendig erachtet, 
bei der Abſtimmung über die Vergebung des Baues oder über den 
Entwurf des Bauprojectes paſſiv erhält und erſcheint es daher nicht gerecht⸗ 
fertigt, dieſes Mitglied deshalb, d. i. wegen einer perſönlichen 
Ansicht zu beſtrafen. Uebrigens kann, falls überhaupt durch 
die angewandten Ordnungsbußen irgend ein Erfolg er- 
zielt wird, von einer durch Strafen erzwungenen Thätigkeit eines 
Ortsſchulrathes kaum ein erſprießliches Wirken desſelben erwartet werden. 

Außerdem führt auch der Wortlaut der diesbezüglichen Beſtimmungen 
einiger Schulaufſichtsgeſetze in feiner Anwendung zu Widerſprüchen; To 
können beiſpielsweiſe nach dem ſteierm. Landesgeſetze vom 8. Februar 
1869, L. G. Bl. Nr. 11, Ortsſchulrathsmitglieder wegen „verweigerter 
Thätigkeit“ im Ortsſchulrathe und nach jenem für Mähren vom 
12. Jänner 1870, L. G. Bl. Nr. 3, wegen Verweigerung der „Fort⸗ 
führung des übernommenen Amtes“ mit Ordnungsſtrafen belegt werden. 
Um nun durch dieſes Mittel einen Erſolg zu erreichen, machen die 


Bezirksſchulräthe von dieſen kargen geſetzlichen Beſtimmungen gewöhnlich 
den umfaſſendſten Gebrauch und ſtrafen demgemäß Ortsſchulrathsmitglieder 


wegen einer mit den Abſichten der Schulbehörden unvereinbaren 
Stimmenabgabe, in welcher doch gewiß keine Verweigerung der Thätigkeit 
im Ortsſchulrathe, beziehungsweiſe der Fortführung des übernommenen 
Amtes zu erblicken iſt. 

Doch abgeſehen von den beſprochenen Conſequenzen kann der 
Bezirksſchulrath bei einem derartigen Stande der Geſetzgebung einem 
paſſiven und für die Intereſſen der Schule gleichgiltigen Verhalten eines 
Ortsſchulrathes trotz aller Ordnungsbußen nicht in wirkſamer Weiſe 
entgegentreten und wird ſich, wenn die Mitglieder des Ortsſchulrathes 
zur Erfüllung ihres Mandates nicht das gehörige Verſtändniß und 
einen guten Willen mitbringen, deſſen ſchädlicher Einſluß, welcher ſich 
nicht ſo ſehr in poſitiven Handlungen als vielmehr in Unterlaſſungen 
zeigen kaun, durch alle Bemühungen und Beſtrebungen des Bezirksſchul— 
rathes niemals paralyſiren laſſen. 

Aus dem Geſagten geht hervor, daß die alleinige Anwendung von 
Ordnungsbußen feitend des Bezirksſchulrathes durchaus nicht hinreicht, 
um die Functionirung eines Ortsſchulrathes derart zu geſtalten, daß 
hiedurch ein erſprießliches Wirken für die Schule erwartet werden 
könnte; um dieſen Zweck zu erreichen, muß man daher auf andere 
Mittel bedacht ſein, welche geeignet erſcheinen, ein mit den zur Förderung 
der Schule und des Unterrichtes beſtehenden Geſetzen unvereinbares 
Verhalten eines Ortsſchulrathes ſtaatlicherſeits unſchädlich zu machen. 

Im Gegenſatze zur Anwendung von Ordnungsbußen, welche nur 
erbittern, aber niemals ſchulfreundlicher ſtimmen, iſt die vom Bezirks⸗ 
ſchulrathe zu verfuͤgende Ausſchließung jener (gewählten) Mitglieder 
aus dem Ortsſchulrathe, welche erwieſenermaßen auf die Haltung der 
geſammten Körperſchaft einen ungünſtigen Einfluß ausüben, ſicherlich ein 
Mittel, welches, ohne zu Härten und logiſchen Inconſequenzen zu ſühren, 
die Abſichten des Staates in einer weitaus wirkſameren Weiſe unterſtützt. 

Das Disciplinarmittel der Ordnungsbußen braucht deshalb nicht 
gänzlich zu entfallen, doch könnte dasſelbe lege ferenda auf die Fälle 
eines unabſichtlich gleichgiltigen Verhaltens, wie 3 B. des ungerecht⸗ 
fertigten Ausbleibens von Ortsſchulrathsſitzungen, und überhaupt auf 
die Anwendung zur Ausübung der Sitzungspolizei eingeſchränkt werden. 

Noch wichtiger als die Ausſchließung einzelner Mitglieder, welche 
Maßregel natürlich die Veranlaſſung von Neuwahlen im Gefolge haben 
muß, iſt die Möglichkeit der Enthebung eines Ortsſchulrathsobmannes 
von dieſem Poſten, eventuell einer gänzlichen Ausſchließung desſelben 
aus dem Ortsſchulrathe. Der Mangel dieſes Disciplinarmittels iſt in 
jenen Verwaltungsgebieten, in welchen die Zuläſſigkeit desſelben geſetzlich 
nicht normirt iſt, in empfindlichſter Weiſe fühlbar, denn es kommt vor, 
daß Ortsſchulrathsobmänner trotz aller Aufträge und Ordnungsbußen 
des Bezirksſchulrathes den Anordnungen desſelben dennoch keine Folge 
leiſten, was um ſo bedenklicher iſt, als der Obmann hiedurch die geſammte 
Verantwortung auf ſich lenkt und durch fein eigenes renitentes Benehmen 
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auch noch den übrigen, ſich vielleicht nicht minder gleichgiltig und paſſiv 
verhaltenden Ortsſchulrathsmitgliedern volle Strafloſigkeit zuſichert; 
andererſeits gibt es aber auch Ortsſchulrathsobmänner, welche ſelbſt 
nicht einmal des Schreibens und Leſens kundig ſind, ſo daß es geradezu 
den Anſchein hat, als ob die Wähler für dieſen Poſten abſichtlich 
ihren unfähigſten Collegen erkoren hätten, um durch deſſen ungeſchicktes 
Benehmen von jeder eigenen Verantwortung befreit zu ſein. 

Nachdem es aber nun denkbar iſt, daß trotz des Einflußes, 
welchen man dem Bezirksſchulrathe in der angedeuteten Weiſe auf die 
Zuſammenſetzung des Ortsſchulrathes einräumen kann, letzterer feinen 
Obliegenheiten dennoch nicht in zufriedenſtellender Weiſe nachkommt und 
weiters nicht immer die nöthige Zeit vorhanden iſt, um die Erfolge 
der obigen vereinzelten Maßregeln abzuwarten, muß dem Staate im 
Intereſſe einer ſchleunigen Durchführung ſeiner rechtskräftig angeordneten 
Verfügungen auch das Recht einer eventuellen gänzlichen Auflöſung 
eines renitenten Ortsſchulrathes unter gleichzeitiger Veranlaſſung 
einer Neuwahl zuſtehen, in welchem Falle die Functionen desſelben 
proviſoriſch einem auf Koſten der eingeſchulten Ortsgemeinden ſtaatlich 
zu beſtellenden Organe zu übertragen find. 
| Sollte ſich aber auch der neugewählte Ortsſchulrath in gleicher 
Weiſe obſtinat verhalten, ſo könnte es dem Ermeſſen der ſtaatlichen 
Schulbehörden anheimgeſtellt werden, ob und auf wie lange Zeit 
die Functionen desſelben neuerdings dem hiezu beſtellten und natürlich 
unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehenden Organe zu übergeben wären. 

In einer derartigen Machtvollfommenheit des Staates, welche 
übrigens auch in den Gemeindeordnungen ein Analogon findet, iſt 
keine Härte zu erblicken; denn durch die autonome Verwaltung ſoll den 
Gemeinden, beziehungsweiſe dem Volke, die Möglichkeit geboten werden, 
innerhalb der Grenzen der beſtehenden Geſetze den eigenen Willen 
zur Geltung zu bringen; wird nun vou dieſer Rechtswohlthat gar kein 
Gebrauch gemacht oder dieſelbe in einer mit den Geſetzen unverembaren 
Weiſe ausgenützt, ſo iſt es nicht nur gerechtfertigt, ſondern geradezu 
geboten, daß der Staat in Ausübung der ihm obliegenden Fürſorge 
für das gemeine Wohl an die Stelle einer ſich als vollkommen 
ungenügend erweiſenden Selbſtverwaltung, iuſolange dies nöthig erſcheint, 
ſeinen Willen ſetzt. 

Durch die vorſtehenden Erörterungen ſollte nachgewieſen werden, 
inwieweit der Einfluß des Staates auf die Ortsſchulräthe reichen muß, 
um jederzeit unbeirrt durch die veränderlichen Strömungen und 
Anſichten einer in ihrer Zuſammenſetzung wechſelndeu Körperſchaft 
eine ſtriete Durchführung und concrete Anwendung der beſtehenden Schul— 
geſetze zu ermöglichen. 


(Schluß folgt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Beurtheilung der Zureichenheit des Ausweiſes über die 
erworbene praktiſche Befähigung zum Betriebe des Steinmetz⸗ 
gewerbes (als eines Baugewerbes) liegt bei dem dermaligen Stande 
der Geſetzgebung im ſubjectiven Ermeſſen der Verleihungsbehörde. 


Mit dem Beſcheide der Bezirkshauptmannſchaft in M. vom 
22. März 1884, 3. 3020, wurde dem Franz W. auf Grund des 
beigebrachten Nachweiſes, beſtehend in einem von dem Streckenchef der 
Staatseiſenbahngeſellſchaft unterm 17. März 1884 ausgeſtellten Zeug⸗ 
niſſe, die Conceſſion zum Betriebe des Steinmetzgewerbes ertheilt. Gegen 
dieſe Conceſſionsertheilung brachte der in M. wohnhafte Maurer- und 
Steinmetzmeiſter Jacob R. eine Vorſtellung, eventuell Beſchwerde ein, 
in welcher behauptet wurde, daß das von der Staatseiſenbahngeſellſchaft 
ausgefertigte Zeugniß als der in dem Geſetze geforderte Befähigungs⸗ 
nachweis nicht angeſehen werden könne, vielmehr dem W. die nöthige 
praktiſche Fähigkeit in dem Steinmetzgewerbe abgeſprochen werden müſſe 
und zugleich angeſucht wird, daß die Ausübung dieſes Gewerbes dem 
Genannten inſolange unterſagt werde, bis er den geſetzlichen Befähigungs⸗ 
nachweis zu liefern im Stande ſein wird. 

Das techniſche Statthalterei⸗Departement gab ſeine Aeußerung 
hierüber dahin ab, daß die Verleihung der Steinmetzmeiſterconceſſion 
an Franz W., welche lediglich auf Grund des von der Staatseiſenbahn⸗ 
geſellſchaft ausgeſtellten Zeugniſſes erſolgte, im Geſetze nicht begründet 
I fei, daher der von dem Steinmetzmeiſter Jacob R., wenn auch unbefugt 


angefochtene Beſcheid der Bezirkshauptmannſchaft von Amtswegen auf- 
zuheben wäre. 

Die Statthalterei hat nun mit der Entſcheidung vom 3. Juli 
1884, 3. 14.778, „den Recurs des Jacob R., welchem in dem 
gegebenen Falle ein Berufungsrecht nicht zuſtehe, als unſtatthaft zurück⸗ 
gewieſen, dagegen den erſtinſtanzlichen Beſcheid, mit welchem dem Franz 
W. die Conceſſion zur Ausübung des Steinmetzgewerbes verliehen worden 
tt, von Amtswegen behoben, weil Franz W. den im $ 23 der Gewerbe— 
ordnung vom 20. December 1859 vorgeſchriebenen Nachweis über die 
in wirklicher Verwendung beim Steinmetzgewerbe ſich erworbene praktiſche 
Befähigung nicht erbracht hat, die Eutſcheidung der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft bei dem Nichtvorhandenſein der geſetzlichen Vorausſetzungen ſonach 
der geſetzlichen Grundlage entbehrt“. Ueberdies hat gleichzeitig die Statt- 
halterei bemerkt, daß der Streckenchef der Staatseiſenbahngeſellſchaft zur 
Ausſtellung des fraglichen Befähigungsnachweiſes gar nicht berechtigt war. 
g Gegen dieſe Entſcheidung brachte Franz W. den Miniſterialrecurs 
ein, worin er gelteud machte, daß er durch 14 Jahre lange praktiſche 
Uebung im Steinmetzgewerbe einen genügenden Befähigungsnachweis 
erbracht habe und die Staatseiſenbahngeſellſchaft ſo gut wie jeder andere 
Arbeitgeber berufen war, dem Recurrenten über die praktiſche Ver— 
wendung in dem Steinmetzgewerbe ein Zeugniß auszuſtellen und die 
Befähigung des Recurrenten zu beurtheilen. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 14. September 
1884, 3. 14.404, nachſtehende Eutſcheidung gefällt: „Das Miniſterium 
findet dem Recurſe des Franz W. Folge zu geben und die augefochtene 
Statthalterei-Entſcheidung in der Erwägung zu beheben, daß kein Grund 
vorlag, in Anwendung des § 57 der Gewerbgeſetznovelle von Amts— 
wegen einzuſchreiten und die dem Recurrenten von der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft M. unterm 28. März 1884, 3. 3020, verliehene Conceſſion 
zum Betriebe des Steinmetzgewerbes zurückzunehmen, weil in dieſem Falle, 
in welchem, da es ſich um ein Baugewerbe handelt, noch ganz nach 
den Beſtimmungen der Gewerbeordnung vom Jahre 1859 vorzugehen 
war, die Beurtheilung, ob der nach $ 23 der Gewerbeordnung vom 
Jahre 1859 vorgeſchriebene und von dem Recurrenten beigebrachte 
Nachweis über die in wirklicher Verwendung beim Steinmetzgewerbe 
erworbene praktiſche Befähigung eine genügende ſei, im ſubjectiven Er— 
meſſen der Verleihungsbehörde liegt.“ 


Der dem Landesausſchuſſe in Betreff des Aufſichtsrechtes über das 
Gemeindevermögen eingeräumte Wirkungskreis erſtreckt ſich auch 
auf die aus deu Contributionsfonden gebildeten Vorſchußcaſſen 
als Gemeindeanſtalten, und die auf Grund der von der Landes— 
buchhaltung geprüften Liquidirungsoperate erlaſſenen Erſatz⸗ 
erkeuntuiſſe des Landesausſchuſſes machen wider die geklagten 
Gemeindeorgane vollen Beweis. Zu den §§ 438, 1467, 1478, 
1489, 1302 des a. b. G. B. 

Gegen den von D. K. als Verwalter des Steinitzer Contributions- 
fondes erwirkten Zahlungsauftrag des k. k. Bezirksgerichtes in Steinitz 
vom 28 Februar 1880, Z. 1330, womit den Geklagten W., S., reſp. 
deſſen Verlaſſenſchaft durch IJ. als Curator ad acıum, dann M. und 
K. die Solidarzahlung der für den Steinitzer Contribntionsfond auf dem 
Viertellahne Nr. 233 ꝛc. auf Grund der Erkenntniſſe des mähriſchen 
Landesausſchuſſes vom 1. März 1873, Z. 3344, und vom 23. December 
1876, 3. 25 819, haftenden Forderungen per 2549 fl. 37 Eu, 
per 100 fl. und per 200 fl., je ſammt 5% Zinſen auferlegt worden war, 
wendeten die Geklagten ein, daß das Erkenntniß des mähriſchen Landes⸗ 
ausſchuſſes vom 23. December 1876, 3. 25.819, worauf ſich das 
Klagebegehren gründet, nicht geeignet ſei, den Klagsanſpruch gegen fie 
darzuthun, weil der Landesausſchuß zur Schöpfung desſelben nicht 
berechtigt und berufen erſcheine und der Klageſeite in Gemäßheit des 
$ 25 des Landesgeſetzes vom 15 Auguſt 1864, L. G. Bl. Nr. 33, 
betreffend die Contributiousfonde, oblag, zu erweiſen, daß die Geklagten 
als Mitglieder des engeren Ausſchuſſes der Fondsverwaltung den be— 
haupteten Abgang an dem Fondsvermögen verſchuldet haben, zumal ſie 
nach dem bezogenen Geſetze nur für den durch ihr Verſchulden entſtandenen 
Schaden haften; ſowie daß die letzt bezeichneten drei Geklagten während 
der Zeitperiode vom Jahre 1865 bis 12. Mai 1873 nur durch vier Jahre 
Mitglieder des engeren Fondsausſchuſſes waren; daß kein ſpecieller Nach⸗ 
weis über den behaupteten Abgang an dem Fondsvermögen vorgelegt 
wurde, ſowie daß das Erkenntniß vom 23. December 1876, Z. 25.819, 
nicht ihnen, ſondern nur dem geweſenen Fondsverwalter W. zugeſtellt 
worden ſei; daß Letzterer die Verwaltung des Fondes allein führte, 
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alle Einnahmen und Ausgaben beſorgte, und ihnen ausgewieſen habe, 
daß Alles in Ordnung ſei ac. 

Dieſen Einwendungen überhaupt ſtattgebend, wies das k. k. Steinitzer 
Bezirksgericht unbedingt die Klage ab. 

Auf Appellation des Klägers änderte jedoch das Oberlandesgericht 
das erſtrichterliche Urtheil ab und erkannte: Der Zahlungsauftrag vom 
28. Februar 1880, Z. 1330, wird mit der Beſchränkung der Execution 
im Falle der nicht erfolgten Zahlung ſeitens der Geklagten auf die 
rückſichtlich der eingeklagten Forderungen beſtehenden Hypotheken aufrecht 
erhalten. Grün de: Sämmtliche von der Geklagten angeführten Ein- 
wendungen ſind nicht geeignet, den Klageanſpruch zu entkräften. Was 
denſelben betrifft, ſo iſt durch die von dem mähriſchen Landesausſchuſſe, 
als der geſetzlich berufenen Controlsbehörde, veranlaßte Scontirung und 
Liquidation des Contributionsſondes und beziehungsweiſe durch das 
hierüber ergangene Erkenntuiß do. 23. März 1876, 3. 25.819, 
ſichergeſtellt, daß ſich bei dieſem Fonde ein Abgang von 2549 fl. 
37 kr. ö. W. ergeben habe, ſowie daß die für denſelben Fond ausgewieſenen 
Forderungen an P. per 100 fl. und an die Eheleute T. per 200 fl., 
je ſammt 5 pCt. Zinſen ſeit 1. Jänner 1870 von den genannten 
Schuldnern nicht als aufrecht beſtehend anerkannt wurden, und es geht 
weiters aus dem obeitirten Erkenntniſſe hervor, daß an dieſem Abgange 
insbeſondere der geweſene Fondsverwalter W. die Schuld trage, weil er 
bei Führung ſeines Amtes die Beobachtung der beſtehenden Vorſchriften 
ganz außer Acht ließ, ſowie daß insbeſondere auch die Mitglieder des 
engeren Ausſchuſſes M., K., dann S., Letzterer zugleich als Vorſitzender 
des weiteren Ausſchuſſes, den Abgang mitverſchuldet haben, weil ſie, 
anſtatt die ihnen gemäß $ 8 des Geſetzes vom 23. März 1873, 
R. G. Bl. Nr. 30, obliegende Pflicht, ſich an der Fondsverwaltung 
unausgeſetzt zu betheiligen, zu erfüllen, alle Verwaltungsgeſchäfte dem 
genannten Verwalter und dem Buchführer B. allein überließen und ©. 
als Vorſitzender des weiteren Ausſchuſſes jene Controle über die 
Verwaltung zu führen verabſäumte, welche gemäß § 8 des bezogenen 
Landesgeſetzes dem weiteren Ausſchuſſe übertragen iſt. Da dem Landes- 
ausſchuſſe ſowohl gemäß § 14 des früheren Geſetzes, betreffend die 
Contributionsfonde vom 15. Auguſt 1864, L. G. Bl. Nr. 32, als 
auch nach § 14 des gegenwärtigen Geſetzes vom 23. März 1873, 
L. G. Bl. Nr. 31, das kraft des Gemeindegeſetzes bezüglich des 
Gemeindevermögens demſelben zuſtehende Aufſichtsrecht auch bezüglich 
dieſer Fonde zukömmt, fo muß das von der Klageſeite beigebrachte 
Erkenntniß des mähriſchen Landesausſchuſſes vom 23. December 1876, 
8. 25.819, inſoferne dasſelbe die Ermittlung des oben bezifferten 
Abganges an dem Vermögen des Contributionsfondes, ſowie die Unter— 
ſuchung der Gebahrung mit demſelben ſeitens der zur Verwaltung 
desſelben und zur Ausübung der Controle verpflichteten Mitglieder des 
Ausſchuſſes zum Gegenſtande hat, ungeachtet des Widerſpruches der 
Geklagten gemäß § 112, lit. a der a. G. O. als hierüber beweis⸗ 
wirkend betrachtet werden, deshalb auch auf die vou einigen Geklagten 
weiter dagegen erhobene Einwendung, daß kein ſpecieller Nachweis über 
den Abgang vorliege, kein Bedacht genommen werden kann, zumal für 
die Beurtheilung des Abganges das über Auſtrag des Landesausſchuſſes 
verfaßte und ordnungsmäßig geprüfte Liquidationsoperat maßgebend 
erſcheint. 

Die Geklagten ergriffen dagegen die ordentliche Reviſionsbeſchwerde, 
die aber der oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 13. Februar 1884, 
3. 14 488, aus folgenden Grunden abwies: „Das angefochtene Urtheil 
des Oberlandesgerichkes ſtellt ſich als geſetzlich gerechtfertigt dar. Belangend 
das Meritum der Sache ſelbſt, ſo muß vorerſt hervorgehoben werden, 
daß ſich die aus den beſtandenen Contributiousfonden gebildeten Vor— 
ſchußcaſſen als zur Unterftüsung der daran Theilnehmenden errichtete 
Creditsinſtitute darſtellen, welche unter die Aufſicht und Controle der 
autonomen Behörde geſetzlich geſtellt ſind. Nach § 14 des Geſetzes vom 
15. Auguſt 1864 und § 14 des Geſetzes vom 23. März 1873, 
3. 30, für die Markgrafſchaft Mähren, kömmt dem Landesausſchuſſe 
das kraft des Gemeindegeſetzes demſelben bezüglich des Gemeinde— 
vermögens zuſtehende Aufſichtsrecht auch bezüglich dieſer Fonde zu, 
und der 8 96 des Gemeindegeſetzes für Mähren beſtimmt, daß der 
Landtag mittelſt ſeines Ausſchuſſes über die ungeſchmälerte Erhaltung 
des Stammvermögens und des Stammgutes der Gemeinden und ihrer 
Anſtalten zu wachen hat, daß der Landesausſchuß zu dieſem Ende Auf⸗ 
klärungen und Rechtfertigungen von den Gemeinden verlangen, durch 


Abſendung von Commiſſionen Erhebungen an Ort und Stelle veranlaſſen 


und in Handhabung dieſes Aufſichtsrechtes erforderlichen Falles die ent- 
ſprechende Abhilfe zu treffen hat. Nach dieſen geſetzlichen Vorſchriften 
erſtreckt ſich ſohin der dem Landesausſchuſſe in Betreff des Auflichts- 
rechtes über das Gemeindevermögen eingeräumte Wirkungskreis auch auf 
die Ueberwachung der aus den ehemaligen Contributionsfonden gebildeten 
Vorſchußcaſſen, welche ihrer Beſtimmung nach zu den Gemeindeanſtalten 
gehören, und es kann ſonach keinem Zweifel unterliegen, daß der Laudes— 
ausſchuß vollkommen berechtigt war, behufs Unterſuchung und Liquidi— 
rung der Contributionsfonds-Vorſchußcaſſe einen Abgeordneten abzuſenden, 
und daß ſohin das von dem Landesausſchuſſe in ſeinem geſetzlichen 
Wirkungskreiſe auf Grund des von feinen Abgeordneten über die gepflo- 
gene Unterſuchung der Contributionsfonds Vorſchußcaſfe vorgelegten, die 
Zeit vom Jahre 1865 bis 12. Mai 1873 umfaſſenden und von der 
Landesbuchhaltuug geprüften Liquidirungsoperate erlaſſene Erſatzerkennt⸗ 
niß ſich als eine Urkunde darſtellt, welche wider die Geklagten vollen 
Beweis wirkt. Auf Grund dieſes rechtskräftig gewordenen Erkenntniſſes 
iſt daher für erwieſen zu halten, daß aus Aulaß der von dem Laudes— 
ausſchuſſe verfügten Unterſuchung und Liquidirung bei der Contributious⸗ 
fonds⸗Vorſchußcaſſe nebſt zwei zweifelhaften, inzwiſchen auch uneinbring— 
lich gewordenen Forderungen per 100 fl. und 200 fl. ein Vermögens— 
abgang von 2549 fl. 37 kr. conſtatirt wurde, und daß S. der Vor— 
ſtand des weiteren, W. der Vorſtand des engeren Ausſchuſſes (Fouds⸗ 
verwalter), und M., dann K. Mitglieder des engeren Ausſchuſſes waren. 


Nach § 8 des Geſetzes vom 15. Auguſt 1864 und § 8 des Geſetzes 


vom 23. März 1873, 8. 30, obliegt dem engeren Ausſchuſſe die 
Verwaltung des Fondes und iſt derſelbe zur genauen Buchführung über 
die geſammte Gebahrung mit dem Fonde verpflichtet, während der 
weitere Ausſchuß für die Controle und Reviſion der Rechnungen zu 
ſorgen hat. Nach Lage der Acten iſt nun für erwieſen zu halten, daß 
die Geklagten dieſer geſetzlichen Verpflichtung nicht nachgekommen ſind. 
Denn abgeſehen von dem in dem Erkenntniſſe des Landesausſchuſſes 
enthaltenen Ausſpruche über das die Erſatzpflicht der Geklagten begründende 
Verſchulden ergibt ſich auch aus den von den Geklagten S., M. und K. 
im Zuge der Proceßverhandlung gemachten Zugeſtändniſſen und aus den 
von den Zeugen F. B. und F. R. gemachten Ausſagen, daß ſie ſich 
um die Geſchäftsgebahrung nicht kümmerten, dieſelbe dem W. überließen, 
daß Letzterer allein die Verwaltung führte und die Einnahmen und 
Ausgaben beſorgte. Hiedurch iſt aber dargethan, daß der Fondsverwalter 
die Geſchäfte allein beſorgte und mit den Geldern allein manipulirte, 
daß die Mitglieder des engeren Ausſchuſſes es duldeten und dabei beließen, 
und daß jede Controle ſeitens des weiteren Ausſchuſſes, weil ſonſt eine 
ſolche geſetzwidrige Geſchäftsgebahrung nicht hätte einreißen und fort— 
dauern können, unterblieben iſt. Darin liegt aber eben das Verſchulden 
der Geklagten, welches nach dem 30. Hauptſtücke des a. b. G. B. ihre 
Erſatzpflicht für das bei dem Fondsvermögen conſtatirte Deficit begründet, 


und zwar haften die Geklagten nach S 1302 a. b. G. B. ſolidariſch, 
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weil ſich die Antheile der Einzelnen an der Beſchädigung nicht beſtimmen 
laſſen. Ger.⸗Ztg. 


Gelege und Verordnungen. 
1884. I. Semeſter. 


Reichsgeſetzblatt für die im Meicherathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 25. April. — 50. Geſetz vom 5. April 1884, 
betreffend die Erhöhung der Baukoſten der Arlbergbahn. — 51. Geſetz vom 
8. April 1884, betreffend die Erwerbung der Kaiſer Franz Joſeph⸗Bahn, Kron⸗ 
prinz Rudolph-Bahn und Vorarlberger Bahn für den Staat. — 52. Geſetz vom 
8. April 1884, betreffend die Amortiſation der Bau- und Erhaltungskoſten für die 
Betriebseinrichtungen im Hafen von Trieſt. — 53. Geſetz vom 8. April 1884, 
betreffend die Zugeſtändniſſe und Bedingungen für die Localbahn von Budweis 
(Porie) nach Salnau. 54. Geſetz vom 8. April 1884, betreffend die Zuge⸗ 
ſtändniſſe und Bedingungen für den Bau einer Localbahn von Fehring nach 
Fürſtenfeld. — 55. Geſetz vom 8. April 1884, betreffend die Zugeſtändniſſe 
und Bedingungen für den Bau einer Localbahu von Aſch nach Roßbach. — 
56. Geſetz vom 10. April 1884, betreffend die Abänderung des Artikels XIII 
des Geſetzes vom 23. Juli 1871 (R. G. Bl. Nr. 16 vom Jahre 1872), womit 
eine neue Maß- und Gewichtsordnung feſtgeſtellt worden iſt. — 57. Kund⸗ 
machung des Finanzminiſteriums vom 12. April 1884, betreffend die Ermächtigung 
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des bosniſch⸗herzegowiniſchen Nebenzollamtes in Uvaec zur Austrittsbehandlung 
von Bier und Branntwein. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 25. April. — 58. Verordnung der Miniſter 
des Inuern, des Handels und des Ackerbaues vom 24. April 1884, womit das 
letzte Alinen des 8 22 der mit der Miniſterialverordnung vom 3. September 
1883 (R. G. Bl. Nr. 145) erlaſſenen Marktordnung für den Wiener Central- 
viehmarkt in St. Marx abgeändert wird. 


XVIII. Stück. Ausgeg. am 6. Mai. — 59. Couceſſionsurkunde vom 
3. April 1884 für die Locomotiv⸗Eiſenbahnen: a) von Wien nach Stammersdorf 
b) von Floridsdorf nach Groß-Enzersdorf. — 60. Geſetz vom 7. April 184, 
betreffend die Eröffnung eines Nachtragscredites für die Beſtreitung der Koſten 
der im Jahre 1883 verſammelt geweſenen evangeliſchen Generalſynoden des 
Augsburger und des Helvetiſchen Bekenntniſſes. — 61. Verordnung des Handels⸗ 
miniſters vom 21. April 1884, womit der § 3 des II. Abſchnittes B IT und 
der § 26 des II. Abſchnittes B III der proviſoriſchen Schifffahrts⸗ und Strom⸗ 
polizeiordnung für die ober- und niederöſterreichiſche Strecke der Donau (Verordnung 
des Handelsminiſteriums vom 31. Auguſt 1874 (R. G. Bl. Nr. 122) abgeändert 
werden. — 62. Geſetz vom 22. April 1884, betreffend die Conſular-Gerichtsbarkeit 
in Tunis. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 21. Mat. — 63. Geſetz vom 19. Mai 1884, 
wegen theilweiſer Abänderung des Geſetzes vom 27. Juni 1878, betreffend die 
Beſteuerung der Branntweinerzeugung, ſowie wegen Beſteuerung der mit der 
Branntweinerzeugung verbundenen Preßhefeerzeugung und wegen Erhöhung des 
Einfuhrzolles auf Preßhefe. 

XX. Stück. Ausgeg. am 22. Mai. — 64. Erlaß des Finanzminiſteriums 
vom 14. Mai 1884, womit die Beſtimmungen über die Hinausgabe von 
Staatsnoten zu 50 Gulden öſterreichiſcher Währung neuer Form kundgemacht 
werden. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Se. Majeſtät haben dem Sectionschef im Finanzminiſterium Benjamin 
Poſſaunner Edlen von Ehrenthal den Orden der eiſernen Krone zweiter 
Claſſe taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Handelsminiſterium Alexan⸗ 
der Varges das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben die Miniſterialſecretäre Ludwig Hofmann und Patriz 
Pokoruy zu Sectiousräthen im Finanzminiſterium ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Finanzminiſterium Emannel 
Fortner den Titel und Charakter eines Sectionsrathes taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Joſeph Souezek in Brünn 
den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. — 

Se. Majeſtät haben dem Finanzobercommiſſär Franz Plaichin ger tax⸗ 
frei den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben die Miniſterial⸗Viceſceretäre Wenzel Kaſche, Adolph 
Freiherrn b. Jorkaſch⸗Koch, Dr. Wilhelm Freiherrn v. Kolbenſtein er, Gedeon 
Ritter v. Froſchauer und Dr. Moriz Rubinſtein zu Miniſterialſeeretären im 
Finanzminiſterinm ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Rechuungsrathe im Miniſterium für Landes⸗ 
vertheidigung Matthäus Hochrainer taxfrei den Titel und Charakter eines 
Oberrechnungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher zu Oberpolitz in Böhmen 
Joſeph Riedl das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 5 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Statthaltereiſeeretäre Paul Pfohl und Karl Schlögl zu Bezirkshauptmännern 
in Böhmen ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Statthaltereiſecretäre Alois Leiß und Dr. Eduard Schueler, daun den Bezirfs⸗ 
commiſſär Peter Grafen Conſolati zu Bezirkshauptmännern und die Bezirks⸗ 
commiſſäre Joſeph Potſchka, Joſeph Welzhofer und Hieronymus Fontana zu 
Statthaltereiſecretären in Tirol und Vorarlberg ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Oberingenieur Franz Ziegler zum Baurathe bei der krainiſchen Landesregie⸗ 
rung ernaunt. 

Der Finauzminiſter hat den r e im Finanzminiſterium Karl 
Falkbeer zum Börſecommiſſär bei der Wiener Börſe ernannt. 


Erledigungen. 
Secundararztesſtelle der medieiniſchen Abtheilung im St. Johannsſpitale 
in Salzburg mit 600 fl. Adjutum und Naturalwohnung, bis Ende Jänner 
(Amtsbl. Nr. 7.) 


Oberingenieursſtelle im Staatsbaudienſte in Krain mit der achten, even⸗ 


tuell eine Ingenieursſtelle in der neunten Rangsclaſſe, bis 10. Februar. (Amtsbl. 
fie, ) 


.... K.. . —.——— — — 

DER Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenutuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Vogen 32. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


